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Orientierung in  
schwierigen Zeiten?

Die CDU signalisiert dem Wahlvolk: 
Die große bürgerliche Partei in der 
»Berliner Republik« hat verstan-
den. Auf Basis eines Leitantrags für 
den Parteitag unterbreitet der Partei-
vorstand das wenig überraschende 
Angebot: Angela Merkel bleibt Par-
teivorsitzende und kämpft um eine 
Fortführung der politischen Macht in 
Deutschland. ...

Übernahmeschlacht im 
Einzelhandel

Die Suche nach einer Lösung für 
Kaiser›s Tengelmann entwickelt sich 
zur Hängepartie. Noch immer feil-
schen die Konkurrenten Edeka und 
Rewe um eine Einigung. Während-
dessen müssen die rund 15.000 Be-
schäftigten der Supermarktkette wei-
ter um ihre Arbeitsplätze bangen. ...

LINKE EU-Kritik, aber konkret

Der Parteivorsitzende der LINKEN 
Bernd Riexinger hat ein zentrales 
Problem aufgegriffen: »Die Ausei-
nandersetzung um die Position zur 
EU hat durch den ›Brexit‹ neue Nah-
rung erhalten. Immer wieder wird 
die Forderung ›raus aus der EU‹  als 
eine linke Antwort formuliert.« ....
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Die Grenzen der Reformbereitschaft
Die sozial- und finanzpolitischen Beschlüsse des grünen Parteitages in Münster 

von Marian Krüger und Helge Meves 

Von taz bis FAZ ist man sich einig: Der 
grüne Parteitag am 11. bis 13. Novem-
ber war ein Sieg der Linken. Die Vermö-
gensteuer bleibt weiter im Programm. 
Die Hartz-IV-Sanktionen sollen abge-
schafft und die beitragsfreie Kita ein-
geführt werden. Das ist alles andere als 
CDU-kompatibel. Wenn man berück-
sichtigt, dass die Grünen auch noch die 
Ablösung der Staatsleistungen für die 
Amtskirchen und die Ablehnung der 
von den USA geforderten Erhöhung der 
Rüstungsausgaben auf 2% des BIP be-
schlossen haben, fragt man sich, warum 
eigentlich die Absage an die Koalition 
mit Merkel noch fehlt. Für CSU-Lan-
desgruppenchefin Gerda Hasselfeldt ha-
ben sich die Grünen nun »klar Rich-
tung Rot-Rot-Grün positioniert«. Jan 
Korte, der Fraktionsvize der LINKEN, 
bemängelt dagegen, dass die Grünen 
sich nicht festgelegt haben. Wer die Ver-
mögensteuer wolle, der müsse «im Um-
kehrschluss« auch Schwarz-Grün für 
2017 ausschließen.1 

Steuerfragen sind Machtfragen 

Die Grünen haben in Münster beschlos-
sen, für wen und wofür sie mehr Geld 
ausgeben möchten. Mit dem Ergeb-
nis des Parteitages sind die finanziellen 
Ansprüche größer, aber die steuerpoli-
tischen Klarheiten kleiner geworden.

Die Grünen sind dennoch zufrieden. 
Die Botschaft an die bürgerliche Wäh-
lerschaft, deren Stimmen man 2017 
braucht, lautet nun, dass sie steuerpoli-
tisch weitgehend in Ruhe gelassen wird. 
Die linke Basis durfte dagegen das so-
zial-ökologische Schaufenster mit zahl-
reichen Gaben schmücken. Über allem 
prangt weiter das Bekenntnis zur Ver-
mögensteuer wie eine bunte Girlande.

Weiter versprechen die Grünen ins-
gesamt 11 Milliarden Euro neue In-
vestitionen jährlich, davon jeweils 2 
Milliarden zusätzlich für die Wohnungs-
bauförderung des Bundes und ein neues 
Schulsanierungsprogramm. Die mit 7 
Milliarden Euro meisten Mittel sollen 

für das klientelpolitisch ausgerichtete 
»grüne Wärmepaket« ausgegeben wer-
den. Teil des Paketes ist allerdings auch 
ein Steuerbonus von einer Milliarde 
Euro, der Immobilienbesitzern für die 
energetische Sanierung zugutekommen 
soll. Die Grünen haben also in Münster 
auch eine Steuersenkung für den vermö-
genden Ökobürger beschlossen.

In anderen Bereichen sind die Grü-
nen nicht so genau mit den Beträgen, 
aber verteilungspolitisch nicht weniger 
ambitioniert. BAFöG, Wohngeld, Kin-
dergeld, ALG II sollen erhöht werden. 
Hinzu kommt ein neues Klima-Wohn-
geld. Weiter sollen die Stromkosten 

Marian Krüger ist Politologe und war Mitglied 
des Abgeordnetenhauses Berlin. Helge Meves  
ist Referent im Bereich Strategie & Grundsatz 
in der Bundesgeschäftsstelle der Partei DIE 
LINKE. Beide Autoren arbeiten in der Bund-
Länder-Koordination der Linksfraktion im 
Bundestag.

1 Jan Korte, zit. nach: Grüne fordern Vermö-
gensteuer für »Superreiche«. In: Frankfurter 
Neue Presse vom 14.11.2016.

A
. H

of
re

it
er

, W
. K

re
ts

ch
m

an
n,

 M
ün

st
er

, 1
1.

/1
3.

11
.2

01
6 

(d
pa

)



38  Sozialismus 12/2016 www.sozialismus.de

künftig bedarfsgerecht in die Hartz-IV-
Regelsätze eingepreist werden. Außer-
dem soll ein Kita-Qualitätsgesetz künftig 
für mehr Kita-Personal sorgen. Hinzu 
kommt, dass die Beschlüsse zur Ablö-
sung des Staatsvertrages mit den Kir-
chen Milliarden kosten: Die Dotationen 
an die katholische und evangelische Kir-
che betragen derzeit jährlich ungefähr 
500 Mio. Euro und machen ca. 2,6% der 
Gesamtkirchenetats aus. Da die Wert-
schätzung insbesondere der Sakral-
bauten sehr schwierig ist, schwanken 
die Schätzungen zwischen dem Zehn- 
und 40-Fachen des Jahresbetrages, also 
zwischen 5 und 20 Mrd. Euro. Was ihre 
Vorschläge in der Summe kosten sollen, 
sagen die Grünen an keiner Stelle. Aber 
auch ihnen dürfte klar sein, dass sie in 
jedem Falle deutlich mehr verteilen, als 
sie steuerpolitisch neu hereinholen. 

Damit stehen nun zwei Ten-
denzen relativ zusammenhanglos 
nebeneinan der: Dem verteilungspoli-
tischen Gestaltungsanspruch steht kein 
entsprechender steuerpolitischer Ge-
staltungswille mehr gegenüber. Daran 
ändert übrigens auch das in einem pro-
fessionell inszenierten Flügelstreit be-
schlossene Bekenntnis zur Vermögen-
steuer nichts. Die Grünen wissen selbst 
sehr gut, dass damit kein einziger Cent 
für irgendein Bundesprogramm oder ir-
gendeine Sozialleistung des Bundes ein-
zunehmen ist, denn die Vermögensteu-
ereinnahmen stehen ausschließlich den 
Ländern zu. Den Spitzensteuersatz wol-
len die Grünen zwar erhöhen, aber sie 
sagen an keiner Stelle, wie weit sie dabei 
gehen wollen; auch über eine Erhöhung 
der Unternehmenssteuern findet man 
kein Wort. Doch die Steuerpolitik ist der 
Lackmus-Test für jede weitreichende 
Erweiterung sozialpolitischer Maßnah-
men. Und diesem Test weichen die Grü-
nen aus. 

Grüner Flügelstreit  
und Steuerfrage 

Bei dem seit den Bundestagswahlen 
schwelenden Flügelstreit um die Steu-
erpolitik ging es in Münster nicht mehr 
um die Frage, ob das betuchte Klientel 
der Grünen gegenüber dem Wahlpro-
gramm 2013 steuerpolitisch stärker ge-
schont werden soll. Dies ist flügelüber-

greifend entschieden. Exemplarisch ist 
dies beim Spitzensteuersatz zu besich-
tigen. Forderten die Grünen 2013 ab 
60.000 Euro Jahreseinkommen eine 
Erhöhung auf 45% und ab 80.000 Euro 
auf 49%, soll er nun erst ab 100.000 
Euro greifen, wobei eine Festlegung zur 
Höhe des Steuersatzes gänzlich fehlt. 

Auch bei der Abschaffung des Ehe-
gattensplittings bevorzugen die Grü-
nen nun eine »weiche« Variante, für die 
Katrin Göring-Eckardt auf dem Partei-
tag damit warb, dass diese eher in ei-
ner Regierung umsetzbar sei. Das Ehe-
gattensplitting soll danach abgeschafft 
werden, allerdings nicht für Paare, die 
schon verheiratet sind. Das neue Recht 
soll nur für eine Minderheit, also Paare, 
die nach der Reform heiraten, gelten. 
Die Grünen zeigen hier, wie man das 
progressiv gelabelte Image der Abschaf-
fung des Splittings beibehalten und 
gleichzeitig einen steuerlichen Schutz-
raum für eine gut verdienende bür-
gerliche Klientel konservieren kann. 
Anträge, wenigstens nach einem Über-
gangszeitraum von 10 bis 20 Jahren zur 
Individualbesteuerung überzugehen, 
fielen durch. 

Zur Vermögen- und Erbschaftsteuer 
wurden formal zwei Varianten alterna-
tiv zur Abstimmung gestellt. Entweder 
eine Vermögensteuer von 1% ab 1 Mil-
lion Euro soll 10 Milliarden Euro jähr-
lich neue Staatseinnahmen bringen. 
Oder eine Reform der Erbschaftsteuer 
mit Steuersätzen von 15%. Der im Vor-
feld des Parteitages zwischen Rechten 
und Linken ausgedealte und danach be-
schlossene Kompromiss enthielt dann 
keine Entweder-Oder-Varianten, son-

dern ein Bekenntnis zur Wiederbele-
bung einer »verfassungsfesten, ergie-
bigen und umsetzbaren Vermögensteuer 
für Superreiche« und einer verfassungs-
konformen Erbschaftsteuer. Der Kom-
promiss entsorgte jedoch auch die kon-
kreten fiskalischen Vorgaben, d.h. die 
verteilungspolitische Dimension. Was 
bleibt, ist Bekenntnis und Symbolik. 

Auf dem Parteitag reichte dieser 
Kompromiss Kretschmann & Co. je-
doch nicht, sie wollten die Vermögen-
steuer endgültig aus dem programma-
tischen Kanon der Grünen gestrichen 
sehen. Winfried Kretschmann griff in 
Münster die Vermögensteuer frontal 
an: Sie verringere die Investitionsquote, 
schwäche so den Mittelstand, führe zu 
höherer Arbeitslosigkeit und dies zum 
Erstarken der AfD. Besser, so der grüne 
Minis terpräsident, sei die Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung. Jürgen Trittin 
verwies dagegen darauf, dass auch 
Deutschland – für Vermögende – eine 
Steueroase sei und dass man minde-
stens zum Durchschnitt der Industrie-
staaten aufschließen müsse. Das Mit-
telstandsargument konterte er mit dem 
Verweis auf den Rückgang der Investiti-
onsquote der Industrie in den letzten 25 
Jahren von 25 auf 10%. 

Dass Kretschmann und der von ihm 
repräsentierte Teil des rechten Partei-
flügels als einziges Mittel zur Verbes-
serung der Staatseinnahmen nur noch 
die Bekämpfung von Steuerbetrug und 
Steuerflucht im Angebot haben, war 
dem Rest des Parteitages dann doch zu 
dürftig. 

Alles in allem können die Parteilin-
ken für Kretschmanns Vorstoß eher 
dankbar sein, weil sie sich nach dem 
Showdown dieses abgewiesenen Fron-
talangriffes nun in die Pose des Siegers 
werfen können. 

Differenzen und Schnittmengen 
mit der LINKEN

Auch wenn die Grünen in Münster 
ihr steuerpolitisches Programm ab-
geschwächt haben, bestehen weiter 
Schnittmengen mit der LINKEN. Das 
betrifft z.B. die Abschaffung der Abgel-
tungssteuer, die Einführung von Ele-
menten einer Bundessteuerverwaltung 
durch zentrale Steuerfahndung, die Be-
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schränkung der Abzugsfähigkeit von 
Managergehältern als Betriebsausgabe, 
die stärkere Kontrolle von deutschen 
Auslandsvermögen. Formal bleibt nach 
Münster auch die Vermögensteuer in 
der Schnittmenge, hier will die LINKE 
allerdings mehr als Bekenntnisse.

Wie alle anderen Bundestagsparteien 
bekennen sich die Grünen zur steuer-
lichen Entlastung niedriger und mittle-
rer Einkommen. Sie wollen den Grund-
freibetrag anheben und durch die 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes ge-
genfinanzieren. Mit ihren Vorstellungen 
bewegen sie sich im Rahmen der beste-
henden Regelung des steuerlichen Exis-
tenzminimums bzw. bieten zusätzliche 
Freibeträge für Altersvorsorge und Kin-
derbetreuung an. DIE LINKE will beim 
Grundfreibetrag die Lohnsteuerfrei-
heit des Mindestlohnes erreichen. Des-
wegen diskutiert sie eine Erhöhung 
des Grundfreibetrags von derzeit 8.652 
Euro auf 12.600 Euro. Dies würde vor 
allem den Menschen im Niedriglohn-
sektor zugutekommen. Auf der Einnah-
meseite bräuchte man dafür aber einen 
Spitzensteuersatz, der nach aktueller 
Beschlusslage mit den Grünen nicht zu 
machen ist. 

Grenzen der grünen  
Reform bereitschaft 

In der Gesundheits-, Sozial- und Ar-
beitsmarktpolitik haben die Grünen eine 
Reihe von Korrekturen an der Agenda 
2010 beschlossen. Eine vergleichsweise 
große Schnittmenge mit der LINKEN 
gibt es hierbei bei der Rückkehr zur Pa-
rität in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung – ohne eine Festlegung zur 
Höhe des Beitragssatzes –, Abschaffung 
der Zusatzbeiträge sowie der allgemei-
nen Orientierung auf eine Bürgerversi-
cherung als neues Konstruktionsprinzip 
für alle sozialen Sicherungssysteme. Als 
erster Schritt sollen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung Selbständige auf-
genommen werden; perspektivisch wird 
eine »Rentenversicherung für alle«, also 
auch für Abgeordnete, Freiberufler und 
Beamte angestrebt.

Ansonsten stehen die Grünen renten-
politisch zum Status quo. Das betrifft 
das Rentenniveau, das Rentenalter von 
67 und die Garantieerklärung für die 

floppende Riesterrente. Allerdings wird 
eine »attraktive« Teilrente mit 60 Jah-
ren versprochen. Wie die Grünen das 
im Sinkflug befindliche Rentenniveau 
ohne eine weitere Korrektur der mit der 
Agenda 2010 eingeführten Rentensen-
kungsformel stoppen wollen, bleibt da-
bei ihr Geheimnis. Aber die grüne Re-
formbereitschaft hat eben Grenzen. Und 
die betreffen neben den Steuern und der 
Rente vor allem den Niedriglohnsektor. 
Zwar ist der Beschluss zur Abschaffung 
des Hartz-IV-Sanktionsregimes ohne 
Zweifel ein Fortschritt. Allerdings hat 
der Parteitag schon bei der Forderung, 
den Mindestlohn über die bereits für 
Ende nächsten Jahres geregelte Höhe 
zu erhöhen, nicht mehr mitgemacht. 
Ebenso keine Mehrheit fanden Anträge, 
den Niedriglohnsektor nicht nur zu re-
formieren, sondern zu »überwinden« 
bzw. »zurückzudrängen«. 

Das grüne Verhältnis zur Union 
nach Münster 

Nach den Landtagswahlen vom März 
2016 nannte Parteichef Cem Özdemir 
drei Voraussetzungen für Schwarz-Grün 
im Bund. »Es geht erstens um den Aus-
stieg aus der Kohleenergie«; zweitens 
darum, dass sich »eine Bundesregie-
rung, an der sich die Grünen beteiligen, 
für einen europäischen Marshallplan 
für Nordafrika« einsetzt; drittens dürfe 
im Bildungssystem die »Frage der Her-
kunft und des Geldbeutels nicht mehr 
die entscheidende Rolle spielen«. Dies 
seien »die entscheidenden Maßstäbe, ob 
Koalitionen zustande kommen«.2

Mit diesem Katalog sandte Özdemir 
eine frohe Botschaft an die Union: Fra-
gen der Sozialpolitik sind für die Grü-
nen weder eine Sollbruchstelle, noch ein 
hartes Verhandlungsthema. Die Ener-
giewende schon. Mit den Münstera-
ner Beschlüssen haben die Grünen nun 
neue Bundesprogramme in der Bil-
dungspolitik wie das Kita-Qualitätsge-
setz und das Schulsanierungsprogramm 
beschlossen. Sie haben aber auch pein-
lichst darauf geachtet, verbindliche Ant-
worten zu vermeiden, wer dies bezah-
len soll, um ihre bürgerlichen Wähler 
in der Mitte nicht zu verprellen. In der 
Konkurrenz zur CDU fallen sie damit 
zurück, denn immerhin kündigte Bun-

desfinanzminister Wolfgang Schäuble 
(CDU) kürzlich an, 3,5 Milliarden Euro 
zusätzlich an Bildungsinvestitionen für 
die Kommunen noch für 2017 auf den 
Weg zu bringen. 

Zweifellos sind mit den sozial- und fi-
nanzpolitischen Beschlüssen des Par-
teitages in Münster die Differenzen zur 
Union keineswegs so stark eingeebnet 
worden, wie sich das die offenen Befür-
worter von Schwarz-Grün um Winfried 
Kretschmann gewünscht haben.

Die Substanz für ein schwarz-grünes 
Bündnis auf Bundesebene besteht wei-
ter fort.3 Wegen ihrer materiell satu-
rierten Wählerschaft, die weniger so-
zialpolitische Rücksichten erfordert, 
bleiben die Grünen ein interessanter 
Partner für die Union. Deswegen – und 
wegen der geringeren Verankerung der 
Grünen in den Gewerkschaften – fällt 
das Konfliktpotenzial mit der CDU ins-
gesamt anders aus als mit der SPD. Zu-
dem hat sich eine Reihe von grundsätz-
lichen Konflikten, in denen CDU und 
Grüne als politische Antipoden agierten, 
erledigt. Exemplarisch betrifft dies die 
Atompolitik und erst recht die Außen- 
und Sicherheitspolitik. In der Finanzpo-
litik treffen sich beide Parteien immer 
mehr unter dem Slogan der »Nachhal-
tigkeit« bei der betriebenen steuerlichen 
Schonung der vermögenden Teile ihrer 
Wählerschaft. 

Da beide Parteien sich als Reprä-
sentanten gesellschaftlicher Eliten ver-
stehen, die ihre Wähler, wenn sich die 
Gelegenheit ergibt, vor vollendete Tat-
sachen stellen, sind die vorhandenen 
Differenzen ein nachrangiges Problem, 
wenn die Mehrheit und der Moment für 
ein Bündnis da ist.

2 Cem Özdemir, zit. nach: Özdemir nennt 
drei Bedingungen für Schwarz-Grün. In: Die 
Welt vom 18.3.2016.

3 Zur Diskussion des Verhältnisses zur CDU 
vgl.: Schwarz-grüne Perspektiven vor den Bun-
destagswahlen 2017. Modelle, Erfahrungen und 
Bedingungen für Gelingen oder Scheitern von 
Koalitionen zwischen CDU und Grünen von 
Hamburg 2008 bis Baden-Württemberg 2016. 
Von Helge Meves und Marian Krüger mit einem 
Vorwort von Jan Korte. Fraktion DIE LINKE im 
Deutschen Bundestag, Berlin, 2. durchges. und 
korr. Auflage, 2016, 84 S. Download: https://
dokumente.linksfraktion.de/inhalt/2016-me-
ves-krueger-schwarz-gruen2a.pdf
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❒ Ich bestelle ein Sozialismus-Probeabo ab Heft ________ 
(3 Hefte zum Preis von € 14,-/Ausland € 19,-). 

❒ Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Probeexemplar.

Name, Vorname

Straße

Plz, Ort

Datum, Unterschrift  
Mir ist bekannt, dass ich diese Bestellung innerhalb einer 
Woche bei der Redaktion Sozialismus, St. Georgs Kirchhof 6, 
20099 Hamburg, widerrufen kann. Zur Fristwahrung ge-
nügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Datum, 2. Unterschrift

Bitte als 
Postkarte 

freimachen

Antwort

Redaktion Sozialismus
Postfach 10 61 27
20042 Hamburg

V
S

V

Herdolor Lorenz / Leslie Franke / Gabriele Koppel (Hrsg.)

Die Krise als Geschäftsmodell
Wer rettet Wen?
Das Buch zum Film: Analysen, Interviews, Alternativen 

Hans-Jürgen Urban

Der Tiger 
und seine Dompteure
Wohlfahrtsstaat und Gewerkschaften 
im Gegenwartskapitalismus

V
S

V

Jan Willem Stutje
Rebell zwischen 
Traum und Tat

V
S

V

Ernest Mandel
(1923–1995)

Abo-Prämie
Eines dieser Bücher aus dem 
VSA: Verlag erhalten Sie, wenn 
Sie Sozialismus abonnie-
ren oder uns eine/n neuen 
AbonnentIn nennen (nicht 
für Probeabo). Bitte auf der 
Bestellkarte ankreuzen!

Mehr zum Verlagsprogramm:

www.vsa-verlag.de


